
ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

der Abgeordneten Irmgard Griss, Kolleginnen und Kollegen 

betreffend Umsetzung der Empfehlungen des Rechnungshofes im Bereich der 
Familiengerichtsbarkeit 

eingebracht im Zuge der Debatte über den Bericht des Rechnungshofaus­
schusses über den Bericht des Rechnungshofes betref-fend Familiengerichts­
barkeit - Reihe BUND 2017/24 (111-26/126 d.B.) - TOP 23 

Die Familiengerichtsbarkeit wurde durch das 2013 in Kraft getretene Kindschafts­
und Namensrechts-Änderungsgesetz 2013 (KindNamRÄG 2013) grundlegend umge­
staltet. Der Rechnungshof hat dazu im vorliegenden Bericht (Reihe Bund 2017/24) 
zahlreiche Feststellungen getroffen und Empfehlungen ausgesprochen, um die neu­
geschaffene Familiengerichtshilfe effizienter zu gestalten. Der Bericht enthält auch 
allgemeine Verbesserungsvorschläge für die Familiengerichtsbarkeit. Auch im Regie­
rungsprogramm der Bundesregierung werden die Evaluierung der Familiengerichts­
hilfe sowie eine Umsetzung der Evaluierung des KindNamRÄG 2013 ausdrücklich 
genannt. Da die notwendigen Maßnahmen offenbar weitgehend unstrittig sind, 
spricht nichts gegen eine rasche Umsetzung der Empfehlungen. 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgenden 

ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

"Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Empfehlungen des Rechnungshofes in 
Bezug auf die Familiengerichtsbarkeit (Reihe BUND 2017/24), insbesondere die 
Empfehlungen zur besseren Vernetzung zwischen den Einrichtungen und zur Ein­
schaltung der Familiengerichtshilfe statt der Beiziehung von Sachverständigen, um­
zusetzen." 
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